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1 Vorbemerkungen  

1.1 Veranlassung und Planziel  

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes „DRK-Rettungswache südlich der B 254“ und die Änderung 

des Flächennutzungsplanes in diesem Bereich sollen die Flächen Gemarkung Lauterbach (Hessen), Flur 

Flur 2, Flurstücke 98/9, 98/8 und 482/4 jeweils teilweise, mit einer Gesamtgröße von rd. 0,38 ha als Fläche 

für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen, 

hier: Rettungswache“ (Geltungsbereich des Bebauungsplanes) bzw. rd. 0,37 ha als Fläche für Gemeinbe-

darf (Geltungsbereich der Änderung des FNP) ausgewiesen werden, um die planungsrechtlichen Voraus-

setzungen für die Errichtung einer Rettungswache zu schaffen. 

Da die bestehende DRK-Rettungswache in der Fuldaer Straße 4 in Lauterbach (Hessen) neben dem Feu-

erwehrstützpunkt sowohl räumlich als auch funktional nicht mehr aktuellen Normvorgaben entspricht und 

dem Bedarf nicht mehr gerecht wird, ist die Errichtung einer neuen Rettungswache dringend notwendig. 

Die neue Rettungswache in Lauterbach soll maßgeblich das Stadtgebiet versorgen und für eine Reaktions-

verbesserung von 1 min durch die effiziente Bauweise der Halle sowie 1 min durch die Lage des Neubaus 

im Vergleich zum alten Standort sorgen. Der neue Standort ist geplant auf einem an die Umgehungsstraße 

(B 254) anliegenden unbebauten Wiesengrundstück. Das Grundstück wird dem DRK vom Vogelsbergkreis 

im Rahmen eines Erbbaurechts zur Verfügung gestellt. Die Erschließung des neuen Standorts soll von 

Norden über eine Anbindung an die Bundesstraße B 254 erfolgen.  

Abb. 1: Flächennutzungsplan der Kreisstadt Lauterbach, Stand 06/1996 - Ausschnitt (genordet, ohne Maßstab) 
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Der Flächennutzungsplan der Stadt Lauterbach weist das Plangebiet als Fläche als Grünfläche Zweckbe-

stimmung Friedhof aus. Gegenstand der Änderung des Flächennutzungsplanes wird daher sein, die Fläche 

in eine Fläche für Gemeinbedarf zu Lasten der Friedhofserweiterungsfläche umzuwandeln. Hierfür ist ein 

entsprechendes Bauleitplanverfahren nach dem Baugesetzbuch durchzuführen. Die Abgrenzung des Be-

bauungsplanes und des FNP-Änderungsbereiches richten sich nach der geplanten Flächennutzung.  

Besonderer Berücksichtigung bei der Planung bedürfen die Belange des Immissionsschutzes, des Ver-

kehrs sowie die Belange des Orts- und Landschaftsbildes und des Umwelt- und Naturschutzes. 

Planziel der vorliegenden Bauleitplanung ist die Ausweisung einer Fläche für den Gemeinbedarf. Zulässig 

ist eine Rettungswache mit den entsprechenden Nutzungen und Nebenanlagen.  

Abb. 2: Vorentwurf Bebauungsplan „DRK-Rettungswache südlich der B 254“ (Stand Juli 2026) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

genordet, ohne Maßstab 

Im Nordwesten grenzt das Plangebiet unmittelbar an die Bundesstraße B 254 an. Dort befindet sich die 

Zufahrt zu einem Nebenparkplatz mit Grünflächen und Baumbestand und zum Zugang zum Friedhofsge-

lände selbst. Die Zufahrt und Parkplätze werden überwiegend durch den Bauhof für die Pflege des Fried-

hofs, aber auch von Besuchern genutzt. Daran schließt sich ein Erdwall an, der das Parkplatzgelände von 

dem südlichen eigentlichen Baufeld, einer Wiesenfläche separiert. Die Wiesenfläche weist randlich ver-

schiedene Strauchstrukturen auf. Gebäude befinden sich keine innerhalb des Plangebiets. 
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Die erforderliche Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt im Parallelverfahren zur Aufstellung des Be-

bauungsplanes „DRK-Rettungswache südlich der B 254“ und wird an dessen Festsetzungen angepasst. 

Planziel der Änderung des Flächennutzungsplanes ist:  

 die Darstellung von Flächen für Gemeinbedarf zu Lasten von „Grünflächen Zweckbestimmung 

Friedhof“. 

Die im Fokus der Änderung des Flächennutzungsplanes stehende Fläche umfasst die derzeit als Grünflä-

che Zweckbestimmung Friedhof ausgewiesene Fläche mit einer Größe von rund 3.683 m². 

Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan sowie der Beschluss zur Änderung des rechtswirksa-

men Flächennutzungsplanes wurde von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lauterbach in der 

Sitzung am 15.12.2025 gefasst. 

 

1.2 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Norden der Kernstadt von Lauterbach an der 

Umgehungsstraße (B 254) und umfasst mit einer Größe von rd. 3.795 m² in der Gemarkung Lauterbach im 

Flur 2 das Flurstück 98/9 (Wiesenfläche), das Flurstück 98/8 (Parkplatz Friedhof) sowie das Flurstück 482/4 

(B 254) jeweils teilweise. 

Der räumliche Geltungsbereich der Änderung des Flächennutzungsplanes beschränkt sich auf die als 

Grünfläche Zweckbestimmung Friedhof festgesetzte Teilfläche und umfasst somit die Flurstücke 98/8 und 

98/9 jeweils teilweise, Flur 2, Gemarkung Lauterbach, und hat eine Größe von rund 0,37 ha. 

Abb. 3: Räumlicher Geltungsbereich (genordet, ohne Maßstab) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Geltungsbereich der FNP-Änderung 

 

Der räumliche Geltungsbereich wird im Einzelnen wie folgt begrenzt:  

 Norden: Hauptverkehrsstraße, Gewerbliche Bauflächen 

 Westen: Grünfläche Zweckbestimmung Friedhof 
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 Osten: Wohnbauflächen 

 Süden: Grünfläche Zweckbestimmung Friedhof bzw. Parkplatz, Gartenstraße, Flächen für den 

Gemeinbedarf ZB Öffentliche Verwaltung (Sitz des Kreisausschusses des Vogelsbergkreises) 

 

1.3 Übergeordnete Planungen  

1.3.1 Regionalplan Mittelhessen 2010 (RPM) 

Abb. 4: RPM 2010 Ausschnitt (genordet, ohne Maßstab) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Räumlicher Geltungsbereich Quelle: www.rp-giessen.hessen.de 

 

Der Regionalplan Mittelhessen/Regionaler Flächennutzungsplan 2010 stellt den Planbereich als Vorrang-

gebiet Siedlung Bestand dar. Von der Planung sind weder regionalplanerische Ziele noch Vorranggebiete 

betroffen. Somit ist davon auszugehen, dass die Grundzüge der Planung nicht betroffen sind und die Pla-

nung gemäß § 1 Abs. 4 BauGB als an die Ziele der Raumordnung angepasst betrachtet werden kann. 

Die Stadt Lauterbach mit rund 14.100 Einwohnern (Stand 06/2024, Quelle: www.lauterbach-hessen.de) ist 

im Landesentwicklungsplan 2000 als Mittelzentrum ausgewiesen. Die städtische Siedlungsentwicklung 

(baulich und gewerblich) soll gemäß RPM 2010 auf die Kernstadt als zentralem Ortsteil des Mittelzentrums 

konzentriert und damit dieser Ortsteil gefördert werden, damit die Grundversorgung erhalten und gesichert 

werden kann.  

Das Stadtgebiet liegt gut angebunden an die Bundesstraßen B 254 und B 275, über die Lauterbach von 

den Autobahnen BAB 5 (ca. 18 km Entfernung, Auffahrt Alsfeld Ost) und 7 (ca. 28 km Entfernung, Auffahrt 

Fulda-Mitte oder -Nord) erreichbar ist. Lauterbach verfügt neben der Kernstadt über insgesamt elf Stadtteile 

und ist Kreisstadt des Vogelsbergkreises. 

 

1.4 Verfahren 

Die Aufstellung des Bebauungsplans „DRK-Rettungswache südlich der B 254“ erfolgt im 2-stufigen Regel-

verfahren des Baugesetzbuchs (BauGB), das Bauleitplanverfahren zur Änderung des Flächennutzungs-

planes erfolgt im Parallelverfahren ebenfalls im 2-stufigen Regelverfahren des Baugesetzbuchs (BauGB). 

Eine Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird durchgeführt. 
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Die Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt durch Auslegung des Entwurfes der Änderung des Flächennutzungs-

planes nebst Begründung nach § 3 Abs. 2 BauGB. Den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffent-

licher Belange wird nach § 4 Abs. 2 BauGB zeitgleich zur Öffentlichkeitsbeteiligung Gelegenheit zur Stel-

lungnahme gegeben. Zur frühzeitigen Abstimmung der Planung wird eine frühzeitige Unterrichtung der 

Öffentlichkeit und der berührten Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß §§ 3 Absatz 1 und 4 

Absatz 1 BauGB durchgeführt. 

 

 

2 Berücksichtigung umweltschützender Belange 

2.1 Umweltprüfung und Umweltbericht 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an die EU-Richtlinien (EAG Bau, 

BGBl. I S.1359) am 20. Juli 2004 ist die Notwendigkeit zur Aufnahme eines Umweltberichtes in die Begrün-

dung zum Bebauungsplan eingeführt worden (§ 2a BauGB). Darin sollen die im Rahmen der Umweltprü-

fung ermittelten Belange des Umweltschutzes systematisch zusammengetragen und bewertet werden. Im 

Zuge der verbindlichen Bauleitplanung wird daher ein Umweltbericht erarbeitet, dessen Inhalt entspre-

chend der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB aufbereitet wird. Nach § 2a BauGB ist der Umweltbericht 

Teil der Begründung zum Bebauungsplan und unterliegt damit den gleichen Verfahrensschritten wie die 

Begründung an sich (u.a. Öffentlichkeitsbeteiligung und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange). Die 

Ergebnisse des Umweltberichts und die eingegangenen Anregungen und Hinweise sind in der abschlie-

ßenden bauleitplanerischen Abwägung entsprechend zu berücksichtigen.  

Um Doppelungen und damit eine unnötige Belastung des Verfahrens zu vermeiden, wurden die für die 

Abarbeitung der Eingriffsregelung notwendigen zusätzlichen Inhalte, die als Belange des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB gleichberechtigt in die bauleitplanerische Ab-

wägung einzustellen sind, in den Umweltbericht integriert.  

Der Umweltbericht mit integriertem landschaftspflegerischem Planungsbeitrag liegt dem Bebauungsplan-

Vorentwurf sowie dem Vorentwurf der Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Lauterbach als An-

lage bei. 

Zudem wurde ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erstellt. Bei der Erstellung des Gutachtens wurde 

untersucht, ob durch die geplante Nutzung geschützte Arten betroffen sind. Gegebenenfalls ist sicherzu-

stellen, dass durch geeignete Maßnahmen keine Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG eintreten. 

Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag liegt dem Bebauungsplan-Vorentwurf sowie dem Vorentwurf der 

Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Lauterbach ebenfalls als Anlage bei. 

 

2.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Die Bestandsaufnahme auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ist auch für die vorliegende Änderung 

des Flächennutzungsplans ausschlaggebend. Die Bestandsaufnahme ist Bestandteil des Umweltberichts, 

welcher der Begründung des Bebauungsplans und der Flächennutzungsplan-Änderung als Anlage beige-

fügt wird. Dies gilt analog für die Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei der Durchführung 

der Planung. 

Im Umweltbericht werden umfangreiche Bodenschutz- und Eingriffsminderungsmaßnahmen formuliert. Da 

es sich bei der konkreten Planung um eine Eingriffsfläche von weniger als 10.000 m² (rd. 0,37 ha) handelt, 

wird der Ausgleich in das Schutzgut Boden über die naturschutzrechtliche Eingriffsbilanzierung abgebildet. 

Anderweitige Planungsmöglichkeiten, die im Hinblick auf die hier beachtlichen Belange des Umweltschut-

zes mit wesentlich geringerer Eingriffsintensität verbunden wären, bestehen vor dem Hintergrund der for-

mulierten Planziele und der angestrebten Nutzung nicht. 
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2.3 Schutzgebiete 

Gebiets- oder Objektschutzausweisungen nach dem Naturschutzrecht, Forstrecht oder dem Denkmal-

schutzrecht sind im Plangebiet nicht gegeben. Auch ist das Plangebiet nicht Teil eines Gebietes gemein-

schaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiet) und/oder Europäischen Vogelschutzgebiets (VSG). 

NATURA 2000-Gebiete oder andere Schutzgebiete sind von der Planung nicht betroffen. Das nächstgele-

gene Naturschutzgebiet „Heidberg bei Sickendorf“ (Nr. 1535044) liegt in rd. 3,5 km Entfernung westlich des 

Plangebiets. Der Naturpark Hoher Vogelsberg liegt rund 6 km in südwestlicher Entfernung. Das nächstge-

legene FFH-Gebiet ist das Gebiet „Magerrasen bei Lauterbach und Kalkberge bei Schwarz“ (Nr. 5322-

305). Die nächsten Ausläufer des Schutzgebiets liegen rd. 900 m nördlich entfernt vom Plangebiet. Ein 

funktionaler Zusammenhang zwischen dem Plangebiet und diesen Schutzgebieten kann aufgrund der je-

weiligen Habitatstruktur und der Lage ausgeschlossen werden. 

Gesetzlich geschützte Biotope oder Biotopkomplexe nach § 30 BNatSchG sind im Plangebiet ebenfalls 

nicht vorhanden. 

 

 

3 Immissionsschutz 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entsprechend 

zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei raumbe-

deutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander 

so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Woh-

nen dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden wer-

den. Für den vorliegenden Bebauungsplan wird derzeit eine schalltechnische Untersuchung erarbeitet, die 

die Immissionen der Rettungswache auf die angrenzende Wohnbebauung betrachtet und nach Erfordernis 

entsprechende Schallschutzmaßnahmen festsetzen wird. Dies beinhaltet u. a. die Emissionen der soge-

nannten Sondersignalanlagen der Rettungsfahrzeuge, der Rückfahrwarneinrichtungen beim Einrücken der 

Fahrzeuge und technische Anlagen wie Lüftungsanlagen, Wärmepumpen etc.  

Angemerkt sei, dass aufgrund der vorhandenen Anbindung des Grundstückes der Rettungswache über 

eine Nebenstraße auf die B254 davon auszugehen ist, dass die Sondersignalanlagen nicht bei der Ausfahrt 

vom Gelände der Rettungswache, sondern erst im Straßenraum (B254) eingeschaltet werden.  

Die schalltechnische Untersuchung wird derzeit erarbeitet, die Ergebnisse finden Eingang in den Bebau-

ungsplan-Entwurf. 

 

 

4 Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz  

Die Berücksichtigung wasserwirtschaftlicher Belange erfolgt grundsätzlich auf der Ebene der verbindlichen 

Bauleitplanung im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „DRK-Rettungswache südlich der B 254“. 

Auf die entsprechenden Ausführungen in der Begründung zum Bebauungsplan wird verwiesen. 

 

4.1 Hochwasserschutz 

Die räumlichen Geltungsbereiche des Bebauungsplanes und der Änderung des Flächennutzungsplanes 

liegen außerhalb amtlich festgesetzter Überschwemmungsgebiete oder überschwemmungsgefährdeter 

Gebiete. 
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4.2 Wasserschutzgebiet/Heilquellenschutzgebiet 

Die räumlichen Geltungsbereiche des Bebauungsplanes und der Änderung des Flächennutzungsplanes 

liegen nicht innerhalb ausgewiesener Trinkwasserschutzgebiete oder Heilquellenschutzgebiete. Das 

nächstgelegene Trinkwasserschutzgebiet (Wasserschutzgebiet Brunnen I und II Rimlos, qualitative 

Schutzzone IIIA) liegt etwa 1,5 km weiter westlich. 

 

4.3 Lage im Einflussbereich eines Grundwasserbewirtschaftungsplans 

Die räumlichen Geltungsbereiche des Bebauungsplanes und der Änderung des Flächennutzungsplanes 

liegen nicht im Einflussbereich eines Grundwasserbewirtschaftungsplanes. 

 

4.4 Oberirdische Gewässer/Quellen 

Innerhalb der räumlichen Geltungsbereiche des Bebauungsplanes und der Änderung des Flächennut-

zungsplanes befinden sich keine Oberflächengewässer, Quellen oder quellige Bereiche. Südöstlich des 

Geltungsbereiches befindet sich in etwa 450 m Entfernung der Vorfluter Lauter, in etwa 300 m in nördlicher 

Richtung der Vorfluter Brender-Wasser. Diese werden von der Planung nicht tangiert. 

 

 

5 Altablagerungen und Altlasten 

Altablagerungen oder Altlasten innerhalb des Plangebietes sind der Stadt Lauterbach nicht bekannt. 

Allgemeine Hinweise: 

Beim Auffinden organoleptisch auffälliger Bodenbereiche sollten nutzungsspezifische Untersuchungen 

durchgeführt werden. Sollten Erkenntnisse über Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen bekannt 

werden, die eine Beeinträchtigung der baulichen Nutzung ergeben könnten, so hat der Träger der Bauleit-

planung die Art, das Ausmaß sowie das Gefährdungspotenzial aufzuklären sowie etwaige Sanierungs- und 

Sicherungsmaßnahmen festzulegen. Dabei ist der „Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit 

Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ 

(Staatsanzeiger 19/2002, S. 1753) zu beachten. Alle Erkenntnisse, die gemäß § 2 Bundes-Bodenschutz-

gesetz (BBodSchG) einen Altlastenverdacht oder den Verdacht des Vorliegens einer schädlichen Boden-

veränderung begründen können, sind der Bodenschutzbehörde beim Regierungspräsidium Gießen gemäß 

§ 4 Abs. 1 Hess. Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes und zur Altlasten-sanierung 

(HAltBodSchG) per Email unter altlasten@rpgi.hessen.de umgehend mitzuteilen. 

Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs.3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind 

Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebli-

che Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 

Bei Aushubmaßnahmen im Rahmen der geplanten Baumaßnahmen sind die Bestimmungen des Merkblat-

tes der Regierungspräsidien Darmstadt, Gießen und Kassel, Abteilung Umwelt: Entsorgung von Bauabfäl-

len, in der jeweils aktuellen Fassung zu beachten. 

 

 

6 Denkmalschutz 

Werden bei Erdarbeiten Bau- oder Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und 

Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste, entdeckt, so ist dies dem Landesamt für 

Denkmalpflege Hessen (hessenArchäologie) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich 
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anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind im unveränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter 

Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 21 HDSchG). 

 

 

7 Sonstige Angaben und Hinweise  

Da die Änderung des Flächennutzungsplanes parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans „DRK-Ret-

tungswache südlich der B 254“ erfolgt, wird es für zulässig erachtet, weiterführend auf den Bebauungsplan 

zu verweisen. 

 

 

8 Verfahrensstand 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB: 15.12.2025, Bekanntmachung*: __________ 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB: __________ – __________ (einschl.), 

Bekanntmachung: ________ 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB: 

Anschreiben: __________, Frist: ___________ 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB: __________ – __________ (einschließlich), Be-

kanntmachung: ____________ 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB:  

Anschreiben: ___________, Frist: ___________ 

Feststellungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB: ____________ 

 

* Die ortsüblichen Bekanntmachungen erfolgen im Lauterbacher Anzeiger. 

 

 

 

aufgestellt:       aufgestellt: 

 

 


